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ifl Nur eine lernende Gesellschaft 
'st eine zukunftsfähige Gesellschaft. 
Bildung ist Schlüssel für individuelle 
Lebenschancen und _. 
Motor für gesell- *!.ldunß 
schaftliche Entwick- fur alle 

•ung. Bildung begründet Wohlstand. 
Kulturelle Teilhabe, politische Mün- 
digkeit und eine berufliche Perspekti- 
ve durch Bildung für alle zu ermögli- 
chen, ist eine zentrale gesellschafts- 
politische Aufgabe. 

I. Grundlagen unserer 
Bildungspolitik 

** Die CDU Deutschlands verfügt 
über ein bildungspolitisches Grund- 
satzprogramm: 
-Erziehung und w?2?!!l,nß 

Bildung in unse- und Bildung 
rem freiheitlichen      m 

m. unserem 
^d demokrati- freiheitlichen 
schen Bildungssy- und demo- 
stem", Beschluss kratischen 
des 4. Parteitags Bildungs- 
fer CDU Deutsch- System- 
bus, 1993. Darauf bauen die vor- 
legenden Leitsätze auf. 

°er Übergang zur Wissensgesell- 
s°haft und Globali- 
sing der Wirt- 
fchaft, sozialer Herausforde- 

Herausforderungen, denen wir uns 
mit diesen Leitsätzen stellen. 

Das Bildungswesen leistet einen 
unverzichtbaren Beitrag zur Vollen- 
dung der deutschen Einheit, zum Auf- 
bau eines vereinten Europas und zur 
Integration von Ausländern und Aus- 
siedlern in die deutsche Gesell- 
schaft. 

Grund- 
prinzipien 

W rungen Qndel und tief- 
jpifende Veränderungen in der 

rt:)eitswelt - das sind die großen 

Unsere Grund- 
prinzipien haben 
auch in Zukunft 
Geltung: 

• Das Erziehungsrecht der Eltern 
hat Vorrang. Es nimmt sie auch in 
die Pflicht. 

• Wir bekennen uns zum Erziehungs- 
auftrag der öffentlichen Schule, der 
über die Vermitt- _.. . 
lung von Wissen        „ Ethnische 
hinausgeht. Schu-      Orientierung 
le muss ethische Orientierung geben 
und Werthaltungen einüben. 

• Wichtigstes Ziel eines begabungs- 
gerechten Schulwesens ist es, Kin- 
der und Jugendliche zu stärken und 
ihre Talente zu fördern. 

• Wir setzen auf besondere Förde- 
rung von Leistungsschwachen und 
auf Begabtenförderung. 

• Wir wollen gerechte Chancen für 
Frauen im Bil- 
dungswesen und Chancen 
durch das Bil- fur Frauen 

dungswesen verwirklichen. 

• Wir unterstützen Bildungseinrich- 
tungen in freier Trägerschaft und 
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Chancen- 
gerechtigkeit 

bekennen uns zugleich zur öffentli- 
chen Verantwortung für Bildung. 

• Wir bejahen das Leistungsprinzip 
und setzen uns für 
Chancengerechtig- 
keit ein. 
• Wir wollen den Föderalismus im 
Bildungswesen zu einem Wettbe- 
werbsföderalismus ausbauen. 

Q Unser Leitbild der lernenden 
Gesellschaft entspricht der Wert- 
grundlage, die wir 1993 formuliert 
haben: „Jeder hat einen Anspruch auf 
Erziehung und Ausbildung. Nur Bil- 
dung versetzt den Würde und 
Menschen in die          Frejheit des 

Lage, se.ne Wurde Menschen 
und Freiheit zu 
erkennen, Pflichten zu erfüllen, Ver- 
antwortung zu übernehmen und Rech- 
te zu gebrauchen. Bildung ist Voraus- 
setzung für die Teilhabe an Kultur und 
gesellschaftlichen Entscheidungspro- 
zessen. Bildung ist zugleich die 
Bereitschaft zu lebenslanger Ausein- 
andersetzung mit der Frage nach dem 

Sinn des Lebens Lebenslan- 
sowie die Ausein- Lemen 

andersetzung mit ° 
Beruf, Lebenskreis und Welt. Ziel der 
Erziehung ist somit auch die Fähigkeit 
zu lebenslangem Lernen" (Beschluss 
des 4. Parteitages). 

ES Die vorliegenden Leitsätze 
benennen Stärken und Schwächen 
unseres Bildungswesens, sie 
beschreiben Ziele und konkrete 

Umsetzungsperspektiven. Auch im 
Bildungswesen stellen wir uns dem 

hohen Anspruch Zukunfts- 
unseres Zukunfts- programm 
Programms, die r   ° 
modernste Gesellschaft Europas zu 
schaffen. 

II. Leitbild lernende 
Gesellschaft 

ES Es gibt in Deutschland und Euro- 
pa einen weitgehenden gesellschaft- 
liehen und politischen Konsens darü- 
ber, dass die gegenwärtigen Heraus- 
forderungen des globalen Wandels 
neue Anstrengungen im Bildungsbe- 
reich nötig machen. 

Eine neue Qualität des Wissenszu- 
gangs durch die Informations- und 
Kommunikationstechnologien bietet 

neue Chancen. n»mo- 
Der Lernbedarf ^      t?^** 
der gesamten **%£& 
Gesellschaft wird vvanu 

wachsen. Zugleich wird die Bevölke- 
rung aufgrund steigender Lebenser- 
wartung und sinkender Geburtenzah' 
len insgesamt älter. Wie lässt sich 
also die Innovationsfähigkeit einer 
alternden Gesellschaft sichern? Das 
Leitbild der lernenden Gesellschaft 
muss die Konsequenzen aus dem 
demographischen Wandel ziehen. 

Es geht darum, Wissen, Können und 
Problemlösefähigkeiten möglichst 
vieler Menschen zu fördern und ihre 
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Talente zur Entfaltung kommen zu 
'assen. Es geht um eine verantwor- 
tungsbewusste Zukunftsgestaltung, 
die Wohlstand und 
humane Lebens-        »Wie wollen 
Qualität fördert wir 'eben?" 
Und sichert. Es geht schließlich um 
die Frage: „Wie wollen wir leben?" 

•fl Lernkultur heißt nicht „Beleh- 
rungskultur". Wichtige Lernprozesse 
ergeben sich aus Praxissituationen 
irr> Alltag. Bildung wird auch außer- 
halb von formalisierten Bildungsgän- 
gen erworben. 

••'nformelles Lernen" und „selbstge- 
steuertes Lernen" gewinnen an 
Bedeutung. Dabei geht es um freies 
Ur>d selbstverantwortliches Lernen, 
das in die Fähig- 
keitzurAnwen- Kunst des 
dung von Wissen Handelns 
Ur)d Können mündet. Nur die Praxis 
*ann die Kunst des Handelns lehren. 

^benslanges Lernen gehört für die 
^U zu ihrem Verständnis vom Men- 
gen. Es bedeutet Freiheit und Ent- 
itling der Persönlichkeit. Wir wollen 
Ke'ne pädagogische Betreuung von 
^ Wiege bis zur Bahre. 

ie lernende Gesellschaft fordert 
0rn Menschen, sich aus eigener 

I raft weiterzubilden, sie unterstützt 
ernende unabhängig von ihrem 
ebensalter und schafft durch neue 

reize ein lernfreundliches Klima. 

Sozialer 
Ausgleich 

durch 
Bildung 

An 

IS Bildung und Erziehung sind Wege 
sozialen Ausgleichs. Niemand 

darf wegen seiner 
Herkunft von der 
kulturellen Teilha- 
be durch Bildung 
ausgeschlossen 
werden. 

Lebenslanges Lernen sichert die 
Grundlagen der sozialen Marktwirt- 
schaft und erhöht ... . 
ihre Leistungs- Wohlstand 
fähigkeit. Lebens- fur a,,e 

langes Lernen schafft mehr Wohl- 
stand für alle. 

U Die Schule muss die Grundlagen 
für lebenslanges Lernen legen. Wer 
einen Schulabschluss erworben hat, 
muss das Lernen gelernt haben. Er 
muss aber noch _ 
nicht alles wissen        Das \ernen 

lernen und können, was 
er auf die Dauer für Ausbildung, 
Leben und Beruf braucht. 

Schule, berufliche Bildung, Hoch- 
schule und Weiterbildung sollen zum 
lebenslangen Weiterlernen motivie- 
ren und die dazu notwendigen Kennt- 
nisse und Kompetenzen vermitteln. 

Das setzt voraus, dass sich die Ein- 
richtungen des Bildungswesens 
selbst als lernende Organisationen 
verstehen. 

B9 Die lernende Gesellschaft eröff- 
net Freiräume für informelles Lernen 
und honoriert Kompetenz und Lei- 
stung unabhängig davon, wo die Vor- 
aussetzungen dafür erworben wur- 
den. 
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Bund, Länder und Gemeinden 
sind Partner in der lernenden Gesell- 
schaft. Ohne das Engagement der 
Kirchen der Ver- Lej 

bände, der Sozial- honorieren 
partner, privater 
Stiftungen und freier Unternehmen 
bleibt das notwendige staatliche 
Engagement unvollständig. 

Die CDU bekennt sich zur weltan- 
schaulichen Pluralität in Bildung und 
Weiterbildung. 

Der Anfang aller guten Politik ist 
die Betrachtung der Wirklichkeit und 
das Lernen an der WPltan- 
Wirklichkeit. Die . •A* hl 
Bildungspolitik der ^^SSt 
CDU orientiert sich Pluralität 
deshalb daran, wie die Menschen in 
Deutschland heute tatsächlich leben 
und wie sie morgen leben wollen. 

Wir werden das deutsche Bildungs- 
wesen mit zeitgemäßen und weitrei- 
chenden Vorschlägen weiterent- 
wickeln. 

III. Kopf, Herz und 
Hand: Bildung 
für den ganzen 
Menschen 

El Es gibt keine Bildung ohne Erzie- 
hung und keine Erziehung ohne 
Werte. Wir brauchen Mut zur Erzie- 
hung. 

Persönlichkeitsbildung und Werteer- 
ziehung gehören in die Schule, weil 
Kopf, Herz und Keine 
Hand zusammen-      Bj| Q|ine 

gehören. Qualifika- Werte 
tion und Wissen 
erhalten ihren Sinn durch Mit- 
menschlichkeit, Urteilskraft und 
Handlungsfähigkeit. 

Schulische Bildung braucht die 
Erziehungspartnerschaft zwischen 
Schule und Elternhaus. Erziehung 
und Bildung dürfen nicht allein an 
die Schule delegiert werden. 
Es gibt eine Tendenz zur Erziehungs- 
Verweigerung in 
der Gesellschaft. Erziehung^ 
Die Schule darf        partnerschan 
sich davon nicht zwischen 
anstecken lassen.        Schule unö 
Sie kann aber Elternhaus 
auch nicht alles 
leisten. Beide - Eltern und Schule - 
haben nicht nur ein Recht, sondern 
auch die Pflicht zu erziehen. 

ES Musische Bildung ist grundle- 
gend für weiteres Lernen. Kunst, 
Musik und die För- 
derung der Bewe- 
gungsfreude - 
nicht nur im Sportunterricht - setze"1 

Lernfähigkeit bei Kindern und 
Jugendlichen frei und eröffnen spie- 
lerische Zugänge zum Wissenser- 
werb. 

Dd Sicherheit in der Muttersprache " 
für Ausländerinnen und Ausländer: 

Musische 
Bildung 

J 
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Beherrschung der deutschen Spra- 
che - und Erwerb mindestens einer 
Fremdsprache werden ergänzt durch 
Mathematik als universaler „Spra- 
che" der wissenschaftlich-techni- 
schen Zivilisation. 

Q Der Religionsunterricht muss im 
Fächerkanon verankert sein. Die 
Schule darf die 
Frage nach Gott 
nicht tabuisieren. 
Dabei geht es 
nicht nur um ein 

Religions- 
unterricht 

und Werte- 
erziehung 

historisches Bildungsgut des Abend- 
landes, sondern um Hilfe zur sinnvol- 
len Lebensgestaltung. 

Religionsunterricht in der Schule ist 
kein Privileg der Christen. Islami- 
scher Religionsun- 
terricht soll einge-       Islamischer 
richtet werden, wo Rehgions- 
Eltern und Religi- Unterricht 
c-nsgemeinschaften dies wollen und 
lrn Sinne des Grundgesetzes mit- 
tragen. 

Die Einrichtung eines Faches Ethik 
a|s Wahlpflichtfach neben dem Reli- 
gionsunterricht verstehen wir als ein 
Bekenntnis zum ethischen Auftrag 
der öffentlichen Schule. 

Werteerziehung darf nicht auf den 
Religions- und Ethikunterricht be- 
§renzt bleiben. .... . 
Alle Fächer und Wissen und 
a^ch die außerun- Jft"os 

fcrricntlichen Akti- verbinden 
V|täten der Schule können und sollen 
^'ssen und Ethos verbinden. 

Wir brauchen eine umfassende 
Neubewertung des 
praktischen Ler- Neubewer- 
nens in allen tung des 
Schularten. Die praktischen 
Hauptschule ist Lernens 
dabei besonders herausgefordert, ihr 
eigenständiges pädagogisches Profil 
zu stärken. 

Lerninhalte und Lernformen sollen 
nicht einseitig auf wissenschaftliche 
Abstraktion aus- „      .,     _ 
gerichtet sein, Handlungs- 
iondem auch die Kompetenz 
Handlungskompetenz der Lernenden 
fördern und entwickeln. 

Innovative pädagogische Konzep- 
te, die neue Lernkulturen entwickeln 
helfen und das nachhaltige und 
selbstgesteuerte Lernen fördern, 
werden bereits vielerorts umgesetzt. 

Wer Schulreform will, darf sich nicht 
am Schlechtreden der Schule beteili- 
gen. Die Leistungen unserer Schulen 
anzuerkennen heißt, ihre Erziehungs- 
kraft zu stärken. 

Die lernende Gesellschaft muss 
geprägt sein von der Wertschätzung 
pädagogischer 
Arbeit. Lehrerin- Leistung der 
nen und Lehrer lei-      Lehrerinnen 
sten eine unver- un" Lehrer 
zichtbare und herausragende kultu- 
relle Grundlagenarbeit. 

Die Schule soll Kinder und 
Jugendliche durch Wissen, Bildung 
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und Erziehung zu wertgebundener 
Freiheit hinführen und zu staatsbür- 
gerlicher Mündigkeit befähigen. Der 
Sinn für Selbstän- _.      ... 
digkeit muss auch      _   ,. *V.    -V? 
in der Schule ge-       Selbstand.g- 
fördert werden. Ke,T 

Das schließt eine positive Grundein- 
stellung zu unternehmerischer 
Selbständigkeit in der freien Wirt- 
schaft mit ein. 

Nur mit der erzieherischen Verbin- 
dung von Kopf, Herz und Hand kann 
es gelingen, Mut, Kreativität und 
Unterneh merge ist in jungen Men- 
schen zu wecken. 

Die Schule muss vorbereiten auf die 
zunehmende Globalisierung, indem 
sie hilft, einen We|toffen. 
Standpunkt und und 

eine Heimat zu fin- Heimatver. 
den. In der Erzie- u...„i«.,uöi+ 
hung zu Weltoffen- bundenhe.t 
heit und Heimatverbundenheit sieht 
die CDU den Schlüssel für eine 
gelungene Persönlichkeitsbildung. 

Dafür setzen wir uns ein: 

Wir brauchen neue Modelle der 
Zusammenarbeit zwischen Eltern 
und Schule. Dazu 
gehört, dass 
Eltern Mitverant- 
wortung für Schul- 
programme übernehmen, ihre beson- 
deren Fähigkeiten in das Schulleben 
einbringen und so zur Öffnung der 

Zusammen- 
arbeit Eltern 

und Schule 

Schule nach außen      Öffnung der 
und zur qualitati- Schule 
ven Entwicklung 
nach innen beitragen. 

Durch Elternseminare über Erzie- 
hungsfragen soll der Austausch 
zwischen Schule und Elternhaus 
gefördert und inhaltlich ausgestaltet 
werden. 

Kopfnoten sind ein bewährtes Ele- 
ment der erziehen- ..     ,    . 
den Schule. Sie            Kopfnoten 
sind nicht das Ziel, sondern der Aus- 
gangspunkt für den Dialog über Erzie- 
hung. 

02 Fördervereine an Schulen und 
Vereine von ehemaligen Schülerin- 
nen und Schülern können Orte des 
Dialogs über Erziehung und Bildung 
werden. Die Gründung von Förderver- 
einen - gerade auch an Hauptschu- 
len - soll unterstützt werden. 

Schulen sollen verstärkt eingebun- 
den werden in Netzwerke lokaler 
Institutionen, Ver- 
eine und Unter- 
nehmen, die eine 
Mitverantwortung für die Schulent- 
wicklung übernehmen. 

Sfl Ganztagesangebote, Schulsozial- 
arbeit, Schuljugendarbeit und Koopß' 
ration mit der /*.«M**irfoc- 
Jugendhilfe sollen » 
schrittweise und ° . QQ, 

bedarfsgerecht jn 

ausgeweitet wer- der Schule 
den. Erziehung ist aer ocn 

Lokale 
Netzwerke 
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Aufgabe der ganzen Schulgemein- 
schaft. 

Die bedarfsgerechte Ausweitung von 
Betreuungsangeboten - insbeson- 
dere an der Grundschule - verstehen 
wir als Chance für pädagogische 
Erneuerung und mehr Familien- 
freundlichkeit. 

Die Lehrerausbildung ist der 
Schlüssel für die erzieherische Kraft 
der Schule. Ein .   . 
ethisch-philosophi- h„;,^ 
sches Grundlagen- b,ldung 

Studium soll Teil jeder Lehrerausbil- 
dung sein. 

Der pädagogische „Ernstfall" muss im 
Mittelpunkt der Lehrerbildung stehen. 

Lehrerinnen und Lehrer müssen in 
Aus- und Fortbildung über das fachli- 
che und fachdidaktische Studium 
hinaus zur Erziehung in der Schule 
befähigt werden. 

*"• Das Thema „Gewalt in der Schu- 
'e" darf nicht tabuisiert werden. 
Strategien der ~        .. . 
Gewaltprävention H

Ge£a" !n 

sollen im Dialog der Schule 

der gesamten Schulgemeinschaft 
entwickelt und umgesetzt werden. 

Die Schülerinnen und Schüler sind 
api der Ursachenforschung und an 
^f aktiven Vermeidung von Gewalt 
Unmittelbar zu beteiligen. 

lokale Bemühungen zur Gewalt- 
^•"ävention sollen durch regionale 
Und länderbezogene Arbeitsgruppen 

unter Einbeziehung von Polizei und 
Justiz fachlich unterstützt werden. 

Fehlverhalten und Rücksichtslosig- 
keit gegenüber Mitschülerinnen und 
Mitschülern dürfen nicht zum 
Bestandteil des Schulalltags werden. 
Lehrerinnen und Lehrer müssen ein- 
schreiten, wo dies nötig ist. Schullei- 
tung und Schulverwaltung dürfen sie 
mit dieser Aufgabe nicht allein las- 
sen. Neue Formen pädagogisch sinn- 
voller Sanktionen müssen diskutiert 
und angewendet werden. 

M Erziehung und Bildung außerhalb 
der Familie beginnen im Kindergarten. 
Spielen und Lernen gehören zusam- 
men. Bessere Zu- „^     „,.. 

Der Bil- 
dungsauftrag 

des Kinder- 
gartens 

sammenarbeit 
zwischen Kinder- 
gärten und Schu- 
len führt zu einem 
intensiveren Dialog über den Bildungs- 
auftrag des Kindergartens und den 
Erziehungsauftrag der Schule. 

Kindergärten und Grundschulen sol- 
len verstärkt kooperieren, um den 
Einstieg in das schulische Lernen 
fließend zu gestalten. 

IV. Schulqualität ist 
eine gesellschaft- 
liche Aufgabe 

Schulqualität ist im Kern Unter- 
richtsqualität. Guter Unterricht lebt 
davon, dass die Schülerinnen und 
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Schüler ernst genommen werden 
und durch Ange- 
messenheit und 
Vielfalt der Metho- 
den individuelle Lernprozesse ermög- 
licht werden. 

Vielfalt der 
Methoden 

m Schulqualität zeigt sich in der ler- 
nenden Gesellschaft daran, wie gut 
es gelingt, die Grundlagen für lebens- 
langes Lernen zu legen. Deshalb müs- 
sen die Vermittlung der Kulturtechni- 
ken und die Lernmotivation noch mehr 
im Zentrum der Schule stehen. 

Grundlegende mathematische Fähig- 
keiten, sprachlicher Ausdruck in 
Wort und Schrift, eine aktive Lese- 
fähigkeit und die Selbstorganisation 
von Lernprozessen, die das Beschaf- 
fen, Befragen und Bewerten von 
Informationen ein- 
schließt, gehören 
zum Kernbereich 
des schulischen Uiftraj 
Auftrages. Der 
Erwerb dieser Fähigkeiten lässt sich 
nicht auf spätere Lebens- und Lern- 
phasen vertagen. 

Konzentrationsfähigkeit und Langzeit- 
gedächtnis müssen in der Schule 
gestärkt werden, weil sie in einer 
Gesellschaft zunehmender Geschwin- 
digkeit und Flüchtigkeit bedroht sind. 

Der Kern 
des schu- 

lischen 

^ Die Debatte über die Ergebnisse 
von internationalen Vergleichsunter- 
suchungen zur Lei- 
stungsfähigkeit 
von Schulen 

Vergleichs- 
tests 

(TIMSS u.a.) hat der schulischen 
Qualitätsentwicklung genutzt. 

Deshalb plädiert die CDU für regel- 
mäßige Vergleichstests - auch zwi- 
schen den Ländern der Bundesrepu- 
blik - und fordert deren Einbindung 
in umfassende Entwicklungsprozes- 
se, die sowohl Lehrerbildung und Bil- 
dungspläne als auch Innovation bei 
Unterrichts- und Prüfungsformen mit 
umfassen. 

EZZ Nachhaltige Schulqualität lässt 
sich nicht allein durch Zuweisung 
finanzieller Mittel bewirken. 

Die teuerste Schule ist nicht die 
beste Schule. Dies zeigt das Beispiel 
der Gesamtschu-        _..    - ^. 
le, die trotz eines D'* ^Ä 
überdurchschnittli- die

S~te 

chen Ressourcen- Schule 
Verbrauchs an 
Lehrkräften und Finanzmitteln die 
Schülerinnen und Schüler nachweis- 
lich schlechter fördert als andere 
Schularten. 
Schulqualität braucht ein lernfördern- 
des und leistungsfreundliches Klima 
auch außerhalb der Schule. Sie ist 
deshalb eine Aufgabe der ganzen 
Gesellschaft. 

EU Eine gute Lehrerbildung ist die 
wichtigste Voraussetzung für Schul- 
qualität. Sie muss den ihr gebühren- 
den Stellenwert an den Hochschule11 

bekommen. 
Frühe umfassende Praxiserfahrun- 
gen in der Lehrerbildung sollen dazu 

10 
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beitragen, dass n 
diejenigen den P'ax.sonen- 

Lehrberufanstre- J?Ä? 
ben, die ihm in der       *r J&E 
Praxis gewachsen b,,dunS 
sind und die erforderlichen Talente 
im Umgang mit Kindern und Jugendli- 
chen mitbringen. 

Fachdidaktik und praktische Pädago- 
gik müssen in der Ausbildung von 
Lehrerinnen und Lehrern stärker 
Eewichtet werden. 

•*• Schulqualität braucht eine funkti- 
onsfähige Schul- Q 

aufsieht. Sie muss #• u* 
Qualitätskontrolle              aufsieht 
^it Beratung bei der Qualitätsent- 
wicklung verbinden. 

^ehr Gestaltungsräume für die ein- 
*elne Schule und zentrale Prüfungen 
Chören zusam- _ 
^en, um Qualitäts- 0 • *    L 
Entwicklung nach- Prüfungen 
faltig und Qualitätsstandards trans- 
parent zu machen. 

^ehr Eigenverantwortung der einzel- 
nen Schule im ..  . 
*"ck auf Budget,        _,        Meh/ 
^hulprogramm E.genverant- 

^nd Lernmethoden      w?.rt"n* fur 

Flierl mit regel- d,e Schu,e 

Mäßiger Evaluation verbunden wer- 
ben. 

esa Die Neuen Medien sind eine Her- 
^usforderung für Schule und lebens- 
J^ges Lernen. _.        __   .. 
D*r Umgang mit        Neue Med,en 

den Neuen Medien ist ein gutes Bei- 
spiel für die Innovationsfähigkeit ein- 
zelner Schulen und ganzer Schulsy- 
steme. 

Beim Einsatz Neuer Medien in der 
Schule gilt es nun, die vielfältigen 
Anstrengungen besser zu vernetzen, 
die pädagogische Ausrichtung zu 
klären und langfristige Perspektiven 
zu definieren. 

Das Lernen mit Neuen Medien wird 
wichtige Impulse für die Lernkultur 
der Zukunft geben und die Rolle der 
Lehrkräfte verändern. Computer und 
Internet fordern die Lehrenden her- 
aus, stärker mit den Lernenden zu 
arbeiten, sie zu motivieren und ihnen 
Orientierung zu geben - als Naviga- 
tor und Moderator. 

Dafür setzen wir uns ein: 

Eid Wir brauchen mehr eigenständige 
Lehrerbildung an den Hochschulen. 

Die Hauptschulpädagogik im Rah- 
men der Lehrerbil-       .. ,   , 

Hauptschul- 
pädagigik 

dung soll aufge 
wertet werden. 

Der Praxisanteil in der Lehrerbildung 
muss stärker gewichtet werden und 
früher einsetzen. 

Die einzelne Schule muss größeren 
Einfluss auf die 
Lehrereinstellung .     rel,

er" 
bekommen, um ihr       emstellung 
pädagogisches Profil entwickeln zu 
können. 

11 
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Zusatzqualifikationen, die z.B. in 
Jugendarbeit, Erwachsenenbildung, 
im musischen Bereich erworben wor- 
den sind, müssen bei der Entschei- 
dung über die Einstellung in den 
Schuldienst stärkere Berücksichti- 
gung finden. 

EU Die Bildungspläne sind konse- 
quent auf die Leitidee des lebenslan- 
gen Lernens auszurichten. 

Leseverständnis ist eine Grundlage 
für lebenslanges Lernen. Die Lese- 
förderung für benachteiligte Jugendli- 
che muss intensiviert und metho- 
disch verbessert werden, um Ausbil- 
dungsfähigkeit zu sichern. 

Die Kernfächer Deutsch, Mathema- 
tik, Fremdsprache, 
Naturwissenschaf- 
ten und Geschich- 
te müssen aufgewertet werden. 

Die CDU plädiert für die Einführung 
einer Fremdsprache ab Klasse 1 mit 
dem Ziel eines 
anwendungsorien- 
tierten Spracher- 
werbs in der 
Grundschule, auf dem die weiterfüh- 
renden Schulen aufbauen können. 

Für ein Zusammenwachsen Europas 
müssen bilinguale Angebote in allen 
Schularten ausgebaut werden. 

Im allgemein bildenden Gymnasium 
sollen zwei Fremdsprachen bis zum 
Abitur gelernt werden. 

Die internationale Wettbewerbsfähig- 
keit unserer Wirtschaft erfordert 

Kernfächer 
stärken 

Fremd- 
sprache ab 

Klasse 1 

eine Stärkung der 
naturwissen- 
schaftlichen und 
technischen Bil- 
dung. Die Kennt- 
nis von Grundlagen wirtschaftlicher 
Zusammenhänge ist wichtig, um sich 
im beruflichen Leben erfolgreich 
zurechtfinden zu können. 

Naturwissen- 
schaftliche 
und techni- 

sche Bildung 

Praxistage 
und Projekt- 

prüfungen 

Das pädagogische Profil der Haupt- 
schule soll durch 
regelmäßige Pra- 
xistage in Betrie- 
ben und durch pra 
xisorientierte Projektprüfungen 
ergänzt werden. 

sZil Die neuen Informations- und 
Kommunikationstechnologien sind 
längst in der Schule angekommen. 
Es reicht aber nicht, Schulen mit 
Computern auszustatten und ans 
Internet anzuschließen. Gefragt sind 
jetzt neue Lernkonzepte, die Compü' 
ter und Internet in     ..        ,....- 
den Unterricht ver-    Neue Medien 

schiedener Fächer      M4M-J-&£ 
systematisch ein-       mat,S$»°„ 
binden. Dazu müs- 
sen Bildungspläne überarbeitet, 
schultaugliche Software entwickelt 
und neue Akzente in der Lehrerbil- 
dung gesetzt werden. 

Neue Kompetenzbeschreibungen 

und neue Lernformen verlangen in 
allen Schularten 
neue Formen der 
Leistungsbewer- 

Leistungs- 
bewertung 

12 
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tung, bei denen das praktische Ler- 
nen und Teamarbeit stärker gewich- 
tet werden. 

Kinder und Jugendliche haben am 
Ende einer Bildungsphase Anspruch 
auf transparente und vergleichbare 
Abschlüsse. Die CDU fordert deshalb 
zentrale Prüfungen an allen weiter- 
führenden Schulen. 

Vergleichsuntersuchungen zwischen 
einzelnen Schulen, Schularten und 
Schulsystemen sind für die Siche- 
rung von Schulqualität unverzichtbar. 
Geologische Verhärtungen müssen 
aufgebrochen wer- _     ...... 
den, damit Ver- Quahtats- 
gleichstests ein entwicklung 
alltägliches Element in umfassenden 
Prozessen der Qualitätsentwicklung 
Werden können. 

sä Auch für Lehrerinnen und Lehrer 
^uss sich Leistung lohnen. Die CDU 
fordert eine offe-        _. 
*e Diskussion D.enstrecht 

über unterschiedli- „       . . 
che Leistungen im Besoldung 
j-ehrberuf. Aus der Debatte müssen 
^'are Konsequenzen im Dienstrecht 
Ipd bei der Besoldung folgen. Das 
Jetzige Dienstrecht ist ein Hindernis 
^r die Gewinnung und Förderung lei- 
stungsbereiter Lehrkräfte. 

H 
Bestehende Gesamtschulen 

Russen sich dem _ 
Astern differen- Gesamt- 
ster Lernwege schulen 
annähern, damit in Zukunft unter 

ihrem Dach eine individuelle Förde- 
rung der Schülerinnen und Schüler 
besser gelingen kann und die Chan- 
cengerechtigkeit verbessert wird. 
Wir sind für ein 
flächendeckendes ln 8 Janren 

Angebot eines 8- zum Abltur 

jährigen gymnasialen Bildungsganges. 

h Die CDU fordert mehr Mittel für 
die Förderung der Deutschkenntnis- 
se bei Kindern und Jugendlichen aus- 
ländischer Her- 
kunft. Eltern, die Auslander- 
nicht ausreichend         integration 
Deutsch sprechen, können zugun- 
sten eines nachhaltigen Erfolgs in 
die Sprachförderung einbezogen wer- 
den. Wir plädieren für Modellversu- 
che zum gemeinsamen Deutschun- 
terricht für ausländische Mütter und 
ihre Kinder. 

V. Die lernende Ge- 
sellschaft bauen, 
die Weiterbildung 
ausbauen 

Weiterbildung ist eine Wachs- 
tumsbranche. In den letzten fünfzehn 
Jahren hat sich die Zahl der Men- 
schen, die Weiterbildungsangebote 
wahrnehmen, verdoppelt. Nahezu die 
Hälfte aller erwachsenen Deutschen 
bildet sich aktiv weiter. 

Verstärkte private und öffentliche 
Investitionen in die Weiterbildung 
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sind für die lernen- |n yyeiter- 
de Gesellschaft bildung 
der Zukunft unver- investieren 
zichtbar. 
Wie kein anderer Bildungsbereich ist 
die Weiterbildung von der privaten 
Initiative geprägt. Das ist gut so. Wir 
wollen keine zu- RPCWP 
sätzliche staatliche       D^1J»Z* 
Reglementierung, ^g^S 
sondern mehr dingungen 
Anreize und bessere Rahmenbedin- 
gungen für den Weiterbildungsmarkt. 

Die Innovationsfähigkeit von Unter- 
nehmen, Institutionen und Verwaltun- 
gen wird wesentlich durch das inter- 
ne Weiterbildungsklima bestimmt. 
Weiterbildung entscheidet über Wett- 
bewerbsfähigkeit. Betriebliche Wei- 
terbildung darf kein Privileg für 
Führungskräfte oder die jungen und 
hochqualifizierten Beschäftigten 
sein. 
Deutschland verfügt vor allem durch 
das Engagement der Länder, der 
Kommunen, der Kirchen und der 
Sozialpartner über    Subsidiarität 

ein flachendecken- 
des Netz der Weiterbildung. Die CDU 
bekennt sich zum Prinzip der Subsi- 
diarität in der Weiterbildung. 

03 Lebenslanges Lernen wird für 
die individuellen Lebenschancen 
immer wichtiger. Es besteht dabei 
die Gefahr, dass sozial Schwache 
und sogenannte „Lernschwache" von 
der Weiterbildung ausgeschlossen 
bleiben. 

Allgemeine Teilhabe am lebenslan- 
gen Lernen wird deshalb zunehmend 
zu einer Frage des 
sozialen Aus- 
gleichs. Wir wollen 
keine staatlich ver- 
ordnete Weiterbildungspflicht, son- 
dern Chancen zum lebenslangen Ler- 
nen für alle. 

Lebenslan- 
ges lernen 

für alle 

m Weiterbildung muss planbar und 
verlässlich sein. Wir brauchen eine 
klare Aufgabenteilung und kooperati- 
ve Abstimmung zwischen den ver- 
schiedenen Lernphasen und Lernin- 
stitutionen. Nur so können sich 
Schulen, Hochschulen und Erstaus- 
bilder auf ihren grundlegenden Part 
beim lebenslangen Lernen sinnvoll 
konzentrieren. 

EE9 Der Weiterbildungsmarkt braucht 
Transparenz und Qualitätsstandards- 

öffentliche Förde- Verbraucher. 
rung und Anreizsy-     ve " tz 

steme zur ver- 
mehrten Nutzung von Weiterbildung5' 
und Beratungsangeboten  müssen 
mit Verbraucherschutz verbunden 
werden. 
Die CDU ist für eine Ordnung der 
Weiterbildung im Sinne der Sozialen 
Marktwirtschaft. Deshalb wollen wir 
nicht vorrangig in Institutionen inve- 
stieren, sondern Förderung 
die Bürgerinnen def |nd|vj- 
und Bürger so duen fordert 
unterstützen, dass d-e jnSti- 
sie Lern- und Bera- tutiofl 
tungsmöglichkei- 
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ten ihrer Wahl nachfragen und damit 
die Institutionen zu mehr Flexibilität 
und Innovation herausfordern. 

Öffentliche Bildungsinstitutionen 
müssen konsequent auf das Leitbild 
der lernenden Gesellschaft ausge- 
richtet werden. Sie müssen Brücken 
bauen zum lebenslangen Lernen. 

Dafür setzen wir uns ein: 

•fifl Schule und Hochschule sollen 
sich für die Weiterbildung öffnen und 
selbst Angebote zum lebenslangen 
Lernen machen. 

'ro Sinne einer engeren Verknüpfung 
^wischen Schule und Weiterbildung 
Plädieren wir für mehr Durchlässig- 
keit beim Einsatz von Lehrkräften in 
Schule und Erwachsenenbildung. 
Denn wer Erfah- . 
rungen aus der Lehrkräfte in 

Erwachsenenbil-       ....?..?. 
dung mitbringt, Weiterbildung 
kann in der Schule besser an das 
'ebenslange Lernen heranführen. 

EU •*• Allgemein bildende und berufli- 
che Schulen sollen Kinder und 
Jugendliche durch ständige enge 
Kooperation mit örtlichen Bibliothe- 
ken und Mediotheken an das Lesen, 
den Mediengebrauch und an das 
'ebenslange Lernen heranführen. Die 
Schule muss Brücken zu anderen 
'-ernorten bauen. 

öffentliche Bibliotheken und Medio- 
"teken sollen zu offenen Beratungs- 

zentren, Stütz- 
punkten und Ate- 
liers für das 
lebenslange Ler- 
nen ausgebaut werden. 

Bibliotheken 
als Lern- 

werkstätten 

Mit jedem Abschlusszeugnis einer 
öffentlichen Bildungseinrichtung sol- 
len alle Absolventinnen und Absolven- 
ten in Zukunft ein auf die Region 
abgestimmtes Weiterbildungshand- 
buch und einen Beratungsgutschein 
ausgehändigt bekommen. Dieser per- 

sonengebundene Beratunfis- 
Gutschein ist nach       ,ä.*-»äI.ä£I 
freier Wahl in einer       gutschein* 
zertifizierten Beratungseinrichtung 
einlösbar. Zeugnisse und Zertifikate 
sollen damit in Zukunft nicht nur 
den Abschluss einer Lernphase doku- 
mentieren, sondern deutlicher auch 
zum Auftakt für eine neue Lernphase 
werden. 

Lernagenturen in öffentlicher und pri- 
vater Verantwortung sollen als Zen- 
tren für die Weiterbildungsberatung 
und die Vermitt- . 

lung von Kursen, a*enturen 
Materialien, Hilfen agenturen 
und Partnern für das lebenslange Ler- 
nen aufgebaut und gefördert werden. 

Die CDU fordert die Gründung einer 
unabhängigen „Stiftung Bildungs- 
test" für Transparenz, Offenheit, 
Qualität und Verbraucherschutz in 
der Weiterbildung. Sie soll anerkann- 
te Standards in 
der Weiterbildung      »Stiftung Bil- 
durchsetzen. dungstest" 
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Ea Wir rufen Kirchen, Gewerkschaf- 
ten, Verbände und Vereine auf, ihren 
Beitrag zur lernenden Gesellschaft zu 
formulieren und öffentlich zu disku- 
tieren. 

Wir rufen Städte und Gemeinden 
auf, gemeinsam mit öffentlichen Bil- 
dungseinrichtun- 
gen, freien Trä- 
gern, privaten 
Partnern und 
Unternehmen ein 
regionales Leitbild für das lebenslan- 
ge Lernen zu entwerfen und ein 
„Regionales Netzwerk Weiterbildung" 
zu knüpfen. 

„Regionales 
Netzwerk 

Weiter- 
bildung" 

Ej Seniorinnen und Senioren wer- 
den die Weiterbil- Neue 
dung der Zukunft chancen für 

wesentlich prägen Seniorinnen 

und gestalten. und Senjoren 

Ihre Kompetenzen 
und Erfahrungen können besonders 
in der Weiterbildung genutzt werden. 

Über klassische Angebote hinaus 
soll in neue Formen und in die Qua- 
litätsentwicklung der Weiterbildung 
für Seniorinnen und Senioren inve- 
stiert werden. 

Die Neuen Medien werden für ältere 
Menschen und für Menschen mit ein- 
geschränkter Mobilität zunehmend 
interessant, weil sie Bildungs- und 
Informationsangebote zu Hause ver- 
fügbar machen. Hier ist das Engage- 
ment der Weiterbildungseinrichtun- 
gen gefragt. 

MM Weiterbildung ist auch eine Chan- 
ce für Männer und Frauen, die sich 

Weiter- 
bildung und 

Familie 

Telelearning 

vorwiegend ihrer 
Familie widmen. 
Weiterbildungsan- 
gebote sollen 
familienfreundlich gestaltet werden 
und auf den möglichen Wiederein- 
stieg in den Beruf nach einer Famili- 
enzeit vorbereiten. 

Neue Informations- und Kommunika- 
tions-technologien bieten neue Chan- 
cen für das lebenslange Lernen. 
Durch Telelearning 
und Internet-Ange- 
bote kann die Weiterbildung der kon- 
kreten Lebenssituation der Lernen- 
den besser angepasst werden. 

EU Das bestehende Prüfungswesen 
soll so weiterentwickelt werden, das 
auch die durch Lebenserfahrung, 
Berufspraxis und 
Mediennutzung 
erworbenen 
Kenntnisse und 
Kompetenzen angemessen zertifi- 
ziert und anerkannt werden können. 

Informelles 
Lernen 

anerkennen 

VI. Innovation in der 
beruflichen Bildung 
machen Deutsch- 
land zukunftsfähig 

Etf Das duale System der berufli- 
chen Bildung ist erwiesenermaßen 
die beste Vorbeugung gegen Jugend- 
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bereitschaft 
der Betriebe 

arbeitslosigkeit. Die CDU sieht des- 
halb in der Siehe- 
rung der Zukunfts- Da? dua,e 

Fähigkeit des dua- bYs*em 

len Systems eine starken 
zentrale gesellschaftspolitische Her- 
ausforderung. 

Die Rahmenbedingungen des Ausbil- 
dungsmarktes müssen so gestaltet 
sein, dass die .     ....    _ 
Ausbildungsbereit-    Ausbildungs- 
schaft der Betrie- 
be nachhaltig 
gesteigert wird. In steigern 
den neuen Ländern bedarf das 
System der dualen Ausbildung inten- 
siver Förderung. 

Vollzeitschulische Angebote sind in 
Branchen notwendig, wo keine duale 
Ausbildung existiert. Der allgemeine 
Trend zu immer mehr vollzeitschuli- 
schen Angeboten muss gestoppt 
Werden. Neu entstehende Branchen 
ünd Berufsfelder - insbesondere in 
den Bereichen Informationstechnik 
und Dienstleistungen - müssen durch 
flexible Rahmenbedingungen für die 
duale Ausbildung gewonnen werden. 

Der schulische Anteil an der dualen 
Ausbildung dient nicht zuletzt der 
Stärkung der Weiterbildungsfähigkeit. 
£r ist ein unverzichtbares Element 
der lernenden Gesellschaft und trägt 
Entscheidend zum international her- 
sagenden Ruf deutscher Fachkräf- 
te bei. Techni- C*H.,ä„ 
scher und wirt-                   S^?n~ 
schaftlicherWan-              FSS0" 
«ei fordern uns            verte.d.gen 

heraus, die Spitzenposition mit 
neuen Reformanstrengungen zu ver- 
teidigen. 

Hfl Das System der beruflichen Bil- 
dung braucht mehr       .. 
Vernetzung zwi- Vernetzung 
sehen allen öffentlichen und privaten 
Akteuren im Bildungswesen: 

• Die Ausbildungsfähigkeit der 
Schulabgängerinnen und -abgänger 
ist von zentraler ... 
Bedeutung. Über '°®me!n 

die Zukunft des                bildende 
dualen Systems                Schulen 
wird somit auch in den allgemein bil- 
denden Schulen entschieden. 

• Ein verlässliches System der Wei- 
terbildung muss die duale Erstausbil- 
dung ergänzen. Der gesicherte Zu- 
gang zu hochwerti- 
ger Weiterbildung 
ist Voraussetzung für die Straffung 
von Erstausbildungen. 
• Die Hochschulen müssen stärker 
in Modelle dualer 
Ausbildung einbe- 
zogen werden. 
Berufsakademien 
sind dabei erfolgreiche Vorreiter. 
• Der Zusammenschluss mehrerer 
Betriebe zu Ausbil- 
dungsverbünden 
steigert die Zahl 
der Ausbildungs- 
plätze und stärkt das Fachkräftepo- 
tential der beteiligten Unternehmen. 

• Die Organisation des schulischen 
Teils der dualen Ausbildung muss 

Weiterbildung 

Hochschulen 
und Berufs- 
akademien 

Betriebe und 
Ausbildungs- 

verbünde 
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Weiterent- 
wicklung 

des Berufs- 
konzeptes 

auf die Anforderungen der Betriebe 
noch besser abgestimmt werden. 
Gemeinsame Aus- Berufliche 
bildungsordnun- Schulen 
gen und Prüfungen 
erhöhen die Ausbildungsbereitschaft 
der Betriebe und die Beschäftigungs- 
fähigkeit der Absolventinnen und 
Absolventen. 

S3 Die Beschreibung klarer Berufs- 
bilder ist das 
Grundprinzip der 
beruflichen Bil- 
dung. Das Berufs- 
konzept muss so 
weiterentwickelt werden, 

• dass flexibel auf die Anforderun- 
gen der Betriebe und die Begabun- 
gen der Auszubildenden eingegangen 
werden kann, 

• dass eine Ausbildung dauerhafte 
Grundlage für Beschäftigung ist, 

• dass überbetriebliche und überre- 
gionale Anerkennung gesichert blei- 
ben und Europafähigkeit hergestellt 
wird. 

Ktifl Ein kritischer Faktor für den 
Erfolg neuer Berufsbilder wird die 
Geschwindigkeit sein, mit der sie 
kontinuierlich an wirtschaftliche 
Wandlungsprozesse angeglichen wer- 
den können. Es geht nicht darum, 
ein starres System angesichts neuer 
Herausforderun- 
gen immer mehr 
zu erweitern. Das 
ganze System der 

Innovation 
braucht 

Flexibilität 

Berufe und Ausbildungen muss fle- 
xibler werden. 

BIS Wir brauchen innerhalb einzelner 
dualer Ausbildun-      _..„ .    .. 

gen mehr Differen-   "JSSSSS 
zierungsmöglich- "S5 
keitenjenachder ordnung 

Leistungsstärke der Auszubildenden. 

MM Die CDU setzt sich dafür ein, 
allen Jugendlichen dauerhafte Per- 
spektiven auf dem ersten Arbeits- 
markt zu eröffnen. Kurzfristige Pro- 
gramme, die den staatlich geförder- 
ten Arbeitsmarkt 

Benach- 
teiligte 
fördern: 

Weiterqua- 
lifizierung 

statt Warte- 
schleifen 

aufblähen, lehnen 
wir ab. Benachtei- 
ligte Jugendliche 
brauchen Weiter- 
qualifizierung statt 
Warteschleifen, 
sie brauchen neue 
Spielräume in bewährten Berufen 
und neue Berufe, die ihrer Leistungs- 
fähigkeit entsprechen und am Markt 
erfolgreich sind. 

Dafür setzen wir uns ein: 

öS Das Berufsbildungsgesetz gehört 
auf den Prüf stand. Es darf die Wett- 
bewerbsfähigkeit der deutschen Wirt- 
schaft nicht behindern und muss die 
Integration in den Arbeitsmarkt er- 
leichtern. 
Im Dialog mit den Sozialpartnern 
muss eine flexiblere Grundordnung 
der Ausbildungsberufe entwickelt 
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Werden, in deren _. 
Rahmen auf künf- |,n nf u*f 
tigeAnpassungs- "gjg 
erfordernisse ciungsgesetz 

schnell reagiert werden kann. 

Erstausbildungen sollen grundsätz- 
'ich in einen Pflicht-, einen Wahl- 
Pflicht und einen ... . . „.  . . 
Wahlbereich ge- Wahlpflicht- 
gliedert sein. Die- und Wahl- 

se sind auf aner- bereiche 

kannte Weiterbildungsmodule abzu- 
stimmen. 
Je nach Vorbildung und Leistung der 
auszubildenden muss die Ausbil- 
dungsdauer flexibilisiert werden. 

fc Die CDU ist gegen neue gesetzli- 
che Abgaben für 
d"e Wirtschaft. Steuer- 
te Verminderung       entlastung 
der Abgabenlast -   schafft 
^ Rahmen einer ?.P'®lra"T 
^fassenden fur Au.sb^ 
ünternehmens- aung 

Steuerreform muss zur Förderung 
^r Ausbildungsbereitschaft genutzt 
werden. 

§a 
Die CDU plädiert dafür, die Mei- 

sterausbildung _ £ . 
'* Handwerk Ref°• t

der 

Jachhaltigzure- ^e'ster 
armieren ausb.ldung 

^ Rahmen des „Großen Befähi- 
gungsnachweises" müssen diejeni- 

:en Anteile gestärkt werden, die zur 

Erfolg am Markt führen und die 
Ausbildungskultur in den Betrieben 
stärken. 

., Meiste r- 
BAföG" 

berufshilfe 
ausbauen 

Exi stenzgründung befähigen, zum 

Das „Meister- 
BAföG" muss weiter 
ausgebaut werden. 

ÜB Leistungsbezogene Differenzie- 
rung innerhalb bestehender Berufe 
trägt zum sozialen Ausgleich und 
zur kulturellen Teilhabe durch Be- 
schäftigung bei. Die Forschung zum 
beruflichen Lernen von „Lernschwa- 
chen" muss nachhaltig gefördert 
werden. 

Jugendberufshilfe und Schulsozialar- 
beit sollen ausgebaut werden, um 
die menschlichen 
und sozialen Vor- 
aussetzungen für 
Bildung und 
Beschäftigung bei besonders 
Benachteiligten zu schaffen. 

Bfl Allgemein bildende Schulen sol- 
len mit beruflichen Schulen und 
Betrieben enger 
kooperieren. Prak- 
tika für Schülerinnen und Schüler för- 
dern die Lernmotivation und helfen 
bei der Berufswahl. 

L*fl Berufsberatung und Berufsorien- 
tierung in den allgemein bildenden 
Schulen müssen _      , 
verstärkt werden. .     ..eru s~ 
Dabei wird den Orientierung 

Angeboten der Weiterbildung eine 
wachsende Bedeutung zukommen. 

Praktika 
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VII. Forschung und 
Lehre brauchen 
mehr Freiheit und 
mehr Effizienz 

El Die Einheit von Forschung und 
Lehre war die Voraussetzung für die 
Erfolgsgeschichte der deutschen 
Hochschule seit Humboldt. Die Ver- 
bindung von Qualität und Effizienz ist 
Bedingung für ihren Erfolg in der 
Zukunft. 
Hochschulen sind Kultureinrichtun- 
gen mit Langzeit- Kulturein. 
Perspektive. S* richtUngen 
sollen historisches       ft Langz° it. 

SerarT        P-P"*» 
wortung miteinander verbinden und 
in die Gesellschaft vermitteln. 

Kurz- und mittelfristige Zweckorien- 
tierung in Forschung und Lehre darf 
die nachhaltige Pflege kultureller Tra- 
ditionen und die naturwissenschaftli- 
che wie auch geisteswissenschaftli- 
che Grundlagenforschung nicht ein- 
schränken. 

S3 Der internationale Ruf der deut- 
schen Hochschule nimmt dauerhaft 
Schaden, wenn notwendige Refor- 
men jetzt nicht entschlossen umge- 
setzt werden und 
es den Hochschu- 
len nicht gelingt, 
ihre Leistungs- 

Reformen 
jetzt 

umsetzen 

Schwerpunkte im Sinn einer Profilbil- 
dung herauszuarbeiten. 
Mehr Qualität der Hochschulen braucht 
mehr Wettbewerb, mehr Wettbewerb 
braucht mehr Frei- Qualität 
heit. Die Effizienz ^ durch 
der Hochschulen        Wettbewerb 
lasst sich nicht 
durch Verbote, Anordnungen und zen- 
trale Vorgaben steigern. 

Einen effizienten Umbau der Hoch- 
schulen wird es nicht geben, wenn 
die politische Steuerung sich nicht 
ändert. Strategi-        ctratG^ische 
sehe Hochschulpo-   b• u    SHi 
litik wird zuneh- H•^££ 
mend an die Stel- P0,,t,K 

le von Detailsteuerung und Fachauf- 
sicht der entsprechenden Ministerien 
treten. 

EU Das differenzierte System von 
Universitäten, Fachhochschulen, 
Pädagogischen Hochschulen, Musik- 
und Kunsthochschulen sowie Berufs- 
akademien fördert den Wettbewerb- 
Kein Hochschultyp darf in seiner Ent' 
Wicklung behindert werden. Die CDU 
begrüßt Initiativen zur Gründung pri- 
vater Hochschulen. 

Zum Wettbewerb zwischen den Hod1' 
schulen und in den Hochschulen 

8? «hrt auc
h

h der     Einfluss def 
Wettbewerb um studiereP- 
die Studierenden.       den ^.^ 
Als „Kundinnen 
und „Kunden" der Hochschule haben 

die Studierenden ein Recht auf Q^3' 
lität und Leistung. 
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9 Deutsche Hochschulen müssen 
für ausländische Studentinnen und 
Studenten attraktiver werden. Dazu 
Müssen deutsche Abschlüsse inter- 
national vergleichbar sein. 

Unter ungünstigen Rahmenbedingun- 
§en erbringen deutsche Universitä- 
ten, Fachhochschulen und Berufsa- 
^ademien hervorragende Leistungen, 
^ber nirgendwo im Bildungsbereich 
lst der internationale Wettbewerb so 
ausgeprägt wie bei den Hochschu- 
len. Deshalb kann sich Deutschland 
9|s Wirtschafts- und als Wissen- 
schaftsstandort schlechte Arbeitsbe- 
dingungen für seine besten Köpfe 
n'cht länger leisten. 

^as Dienstrecht und die Besoldungs- 
strukturen müssen für alle Bereiche 
^formiert werden, damit besondere 
Leistungen sich 
^szahlen und die 
besten in Lehre, 
F°rschung und Entwicklung sich für 
*Q deutschen Hochschulen enga- 
gieren. 

T^Wenn die Hochschulen in ihrer 
•alitätsentwicklung stehen bleiben, 
assen sich große und mittlere Unter- 
nehmen nicht mehr an den Standort 
°eutschland binden. 

^erade die Unternehmen mittlerer 
^""öße, die Deutschlands Wirt- 
schaftskraft wesentlich ausmachen, 

Jjer nicht über eigene Forschungs- 
oteiiungen verfügen, brauchen die 
ahe zu innovativen Hochschulen. 

Dienstrecht 
reformieren 

Die Studienförderung ist ein 
wichtiges Mittel 
des sozialen Aus- Studien- 
gleichs. Sie ist forderung 
notwendig, um ausbauen 
allen, die dazu befähigt sind, ein Stu- 
dium zu ermöglichen. 

Begabtenförderung ist im internatio- 
nalen Wettbewerb unerlässlich. Sie 
ist darüber hinaus 
ein wichtiger Fak- 
tor der Elitenbildung und Elitener- 
neuerung in der Demokratie. 

Die Lösung der technischen, wirt- 
schaftlichen und politischen Zu- 
kunftsprobleme erfordert öffentli- 
che und private Begabtenförderung. 
Sie trägt entscheidend zum kulturel 
len Reichtum und zur humanen Le- 
bensqualität bei. 

Elite fördern 

Engere Kooperationen der Hoch- 
schulen mit der Wirtschaft fördern 
die Praxisnähe u .. 
ihrer Ausbildun- Kooperation 
gen. Sie sind für u •

lS0*e? 
deren Qualitäts- Hochschule 

und 
Wirtschaft 

entwicklung und 
Finanzierung von 
zunehmender Bedeutung. 

Studium und Beruf werden nicht 
mehr nur getrennt aufeinander fol- 
gen. Nach Berufsphasen werden sich 
mehr weiterqualifizierende Phasen 
des Studiums anschließen. Dafür 
müssen die Hochschulen ihre Struk- 
turen öffnen. Auch auf diesem neuen 
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Bildungsmarkt sollen sie miteinander 
konkurrieren. 

Dafür setzen wir uns ein: 

ifiS Die Studienbewerberinnen und 
-bewerber sollen ihre Hochschule und 
die Hochschulen ihre Studierenden 
selber auswählen können. Die Zen- 
tralstelle zur Vergabe von Studien- 
plätzen (ZVS) muss deshalb in der 
bestehenden Form abgeschafft wer- 
den. Das bestehende System zur 
Festlegung der Zahl der Studienplät- 
ze soll durch Hochschulverträge 
ersetzt werden. 

B8 Die Abschlüsse deutscher Hoch- 
schulen müssen dem internationalen 
System angeglichen werden. Die 
Modularisierung 
von Studiengan- . . 
gen kommt vielen ri?e•ng 

Studierenden ent-      von S^^ 
gegen, ermöglicht *»    *» 
einen früheren Berufseintritt und 
eine spätere Rückkehr an die Hoch- 
schule. 

EH Die Durchlässigkeit zwischen 
beruflicher Bildung, Berufsakademi- 
en, Fachhochschulen und Universitä- 
ten muss erhöht werden. 

Rechtliche und administrative 
Hindernisse für ausländische Studie- 
rende und Nachwuchswissenschaft- 
ler in Deutschland 
müssen abgebaut 
werden. 
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Ausländische 
Studierende 

B« Die Leitung der Hochschule muss 
mehr unternehmerische Gestaltungs- 
freiheit bekommen. Dabei muss es 
klare persönliche Verantwortlichkei- 
ten und unabhängige interne wie 
externe Kontrolle geben. Die staatli- 
chen Finanzzuweisungen sollen in 
Form von Globalhaushalten erfolgen- 

Hochschulen sol- Selbstver- 
len ihre Gremien- antwortung 
Strukturen zugun- und EffjzJenZ 

sten von mehr 
Selbstverantwortung und mehr Effizi- 
enz reformieren. Die Länder müssen 
dafür die gesetzlichen Voraussetzun- 
gen schaffen. 

Dienstrecht und Besoldung der Hocn- 
schullehrerinnen und -lehrer sowie 
der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
müssen Leistungskriterien stärker 

beHÜflkSiNtigr Wettbewerb und flexibler ge- um dje 

«atot werden. Im    besten Köpfe 

Wettbewerb um 
die besten Köpfe dürfen die deut- 
schen Hochschulen gegenüber ihrer 
globalen Konkurrenz in Wissenschaft 
und Wirtschaft nicht durch ein zu 
starres Dienst- und Besoldungsrecn* 
behindert werden. 

Neue Weg* 
der Hoch- 

schulfinan- 
zierung 

Die CDU spricht sich für ein zu- 
kunftweisendes Gesamtkonzept der 

Hochschulfinanzie- 
rung aus. Dabei 
muss die Mittelzu- 
weisung an die 
Hochschulen auch 
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die tatsächliche Nachfrage der Stu- 
dierenden sowie die Quote der inner- 
halb der Regelstudienzeit erworbe- 
nen Abschlüsse berücksichtigen. 

Hochschulen sollen ihr Budget für 
Forschung und Lehre durch Nut- 
zungsentgelte, Ab-     _    .      .    . 
gaben für Neben-       Technologie- 
tätigkeiten, Dritt- transfer 
mittel-Overheads, Forschungsaufträ- 
ge, Technologietransfer, Weiterquali- 
fizierung von Berufstätigen und neue 
Formen von Public-Private-Partner- 
ship aufbessern können. 

Interne und externe, international 
geprägte Evaluation ist als Element 
kontinuierlicher _ .. 
Qualitätsentwick- Evaluation 
'üng von Hochschulen und als Vor- 
aussetzung für die Zuweisung öffent- 
•icher Mittel flächendeckend einzu- 
führen. 

Die Hochschulhaushalte sind verstärkt 
nach Leistungs- .   , 
und Belastungskri- Hochschul- 
ferien und durch vertrage 
Hochschulverträge zu gestalten. 

Kl Die Finanzierung des Studiums 
und des Lebensunterhalts der Stu- 
dierenden muss so gestaltet werden, 
^ass Studienwillige nicht vom Studi- 
U|TI abgeschreckt und Studierende 
nicht zum Erwerb durch Nebentätig- 
*eiten gezwungen werden. Eine ange- 
messene Erhöhung der BAföG-Freibe- 
träge und -Förder- o«*••** 
satze und eine *AfoG 

Ausweitungdes ausbauen 

Stipendienwesens sind dafür Voraus- 
setzung. Das Kindergeld soll dabei 
nicht angerechnet werden. 

Die Sozialverträglichkeit des Studien- 
finanzierungssystems muss gewahrt 
und die Qualität von Studium und 
Lehre muss verbessert werden. Es 
ist zu prüfen, ob beide Ziele durch 
die sinnvolle Korn- ~    .  . 
bination von . ft**"* 
BAföG, Bildungs-        traglichkeit 

sparen, Bildungs- Oualitäts- 
darlehen und «JSESSS 
Gebühren bei ein-      entw|Ck<""g 
kommensabhängiger Darlehensrück- 
zahlung sowie Freiplätzen für Begab- 
te und Bedürftige miteinander verein- 
bart werden können. 

M2 Duale Elemente im Hochschul- 
studium erhöhen die Beschäftigungs- 
fähigkeit der Absolventinnen und 
Absolventen. 

Das System der Berufsakademien ist 
ein bewährter Weg des dualen Studi- 
ums Fachhoch- Kooperation 

schulen müssen       der v
M
erschie. 

einen größeren . u     . 
Anteil von Studien- <"*"*" Hoch- 
berechtigten als Schultypen 
bisher aufnehmen können. Dazu ist 
auch ihr Fächerspektrum auszudeh- 
nen. Die verschiedenen Hochschulty- 
pen sollen enger kooperieren. 

Hochschulen sollen ihre Studieren- 
den systematisch _ . 
bei der Existenz- fc*' ste"z" 
gründung unter- Sf.u"der 

stützen fordern 
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VIII. Nachhaltige Poli- 
tik für die lernen- 
de Gesellschaft 

m 

Gerech- 
tigkeit 

zwischen 
den Genera- 

tionen 

Das Grundprinzip nachhaltiger 
Politik ist die Gerechtigkeit zwischen 
den Generationen. Die Generation, 
die jetzt in Verantwortung für Politik, 
Wirtschaft und 
Gesellschaft 
steht, soll so han- 
deln, dass den 
nachfolgenden 
Generationen min- 
destens dieselben Handlungsspiel- 
räume zur Verfügung stehen. Dieses 
Grundprinzip muss Bildung und Erzie- 
hung mit einschließen. 
• Wir schulden es den nachfolgen- 
den Generationen, das Bildungswe- 
sen zu erhalten und zu verbessern. 

• Wir schulden den nachfolgenden 
Generationen verlässliche Auskunft 
über das, was wichtig und wertvoll ist. 

• Wir schulden es den nachfolgen- 
den Generationen, dass sie das 
Richtige richtig lernen können. Orien- 
tierungswissen ist 
nachhaltiges Wis- 
sen. Das Lernen 
zu lernen heißt, nachhaltig zu lernen. 

Es gibt Wissensbestände und Kultur- 
güter, die nicht veralten. Es gibt 
Kompetenzen und Qualifikationen, 
die ein ganzes Lebens lang wichtig 
sind. Sie müssen im Mittelpunkt des 

Das Richtige 
richtig lernen 

nachhaltigen Lernens in den Einrich- 
tungen des Bildungswesens stehen. 

Bildungs- 
ausgaben 
sind Inve- 
stitionen 

Bildungspolitik gehört in den 
Gesamtzusammenhang nachhaltiger 
Politik. Sie muss 
auf die Situation 
der öffentlichen 
Haushalte Rück- 
sicht nehmen. Bil- 
dungsausgaben sind Investitionen 
und nicht Verbrauchsausgaben. 

Zusätzliche 
öffentliche 
und private 

Investitio- 
nen sind 

notwendig 

Die erforderliche 
Qualitätsentwick- 
lung in Schule und 
Hochschule, in 
Ausbildung und 
Weiterbildung ist 
nur mit zusätzli- 
chen öffentlichen und privaten Inve- 
stitionen möglich. 

Wer Ressourcen für das Bildungswe- 
sen fordert, muss sparsam und effi- 
zient damit umgehen. 

Uta Bildung und Erziehung sind die 
Grundlage für Wohlstand und Frei- 
heit, für Frieden und Gerechtigkeit. 
Veränderte globale Bedingungen und 
tiefgreifender Wandel der konkreten 
Lebenswelten verlangen immer neue 
individuelle und fü 

gesellschaftliche ..   „, .Vs  " 
Anpassungs-und *» Welt von 
Lernprozesse. morg 
Deshalb gilt: Unsere Werte in der 
Welt von morgen zu verwirklichen - 
das erfordert den Aufbruch in die ler' 
nende Gesellschaft. 
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Mitglieder der Präsidiumskommission Bildung 

Vorsitz: Dr. Annette Schavan 
Ministerin für Kultus, Jugend und 
Sport des Landes Baden-Württem- 
berg, Stellv. Vorsitzende der CDU 
Deutschlands 
Dr. Christian Bäumler 
Landesvorsitzender der CDA Baden- 
Württemberg 
**i"of. Dr. Günther Dohmen 
Lehrstuhl für Erwachsenenbildung/ 
Weiterbildung an der Universität 
Tübingen (emeritiert) 
^of. Dr. Manfred Erhardt 
Generalsekretär des Stifterverbandes 
für die Deutsche Wissenschaft e.V. 
pi"of. Dr. Peter Frankenberg 
Rektor der Universität Mannheim, 
Mitglied im Präsidium der Hochschul- 
rektorenkonferenz 
"•"• Gerhard Friedrich 
Ersitzender der Arbeitsgruppe Bil- 
dung uncj Forschung der CDU/CSU- 
^undestagsfraktion 
&•"• Jörg-Dieter Gauger 
Stellv. Bereichsleiter Wiss. Dienst 
^er Konrad-Adenauer-Stiftung 
^ Regina Görner 
^'nisterin für Frauen, Arbeit, Gesund- 
heit und Soziales des Saarlandes 
j*h'lipp Mißfelder 
~undesvorsitzender der Schüler 
union 
7*- Thomas Rachel 
^°chschulpolitischer Sprecher der 
LDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Helmut Rau 
Bildungspolitischer Sprecher der 
.CDU-Landtagsfraktion in Baden-Würt- 
temberg 

Herbert Reul 
Generalsekretär der CDU Nordrhein- 
Westfalen, Vorsitzender des Bundes- 
fachausschusses Bildung 

Dr. Matthias Rößler 
Sächsischer Staatsminister für Kul- 
tus 

Prof. Dr. Dagmar Schipanski 
Ministerin für Wissenschaft, For- 
schung und Kultur des Landes Thü- 
ringen 

Steffi Schnoor 
Bildungspolitische Sprecherin der 
CDU-Landtagsfraktion Mecklenburg- 
Vorpommern, Beauftragte der Verein- 
ten Nationen für den Wiederaufbau 
des Schulsystems im Kosovo 

Jürgen Schreier 
Minister für Bildung, Kultur und Wis- 
senschaft des Saarlandes 

Prof. Dr. Claudia Solzbacher 
Lehrstuhl für Schulpädagogik an der 
Universität Osnabrück 

Prof. Dietrich Tesmer 
Institutsbereichsleiter Technik an 
der Berufsakademie in Mannheim, 
Gründungsbeauftragter der Berufs- 
akademien in Thüringen 

Mario Voigt 
Bundesvorsitzender des RCDS • 

25 



CDU-Dokumentation 3/2000 

Expertenanhörungen der 
Präsidiumskommission Bildung 

Am 29. 9.1999 fand in der Berlin- 
Brandenburgischen Akademie der 
Wissenschaften eine Anhörung zum 
Thema „Schulqualität" mit folgen 
den Experten statt: 

• Prof. Dr. Jürgen Baumert, Max- 
Planck-Institut für Bildungsfor- 
schung, Berlin 

• Hans-Jürgen Brackmann, Ge- 
schäftsführer der BDA, Köln 

• Prof. Dr. Andreas Helmke, Fachbe- 
reich Psychologie der Universität 
Koblenz-Landau 

• Wolfgang Krüger, Leiter der Sie- 
mens-Werkberufsschule, Berlin 

• Veronika Kushmann, Leiterin der 
Mittelschule am Burgteich, Zittau 

• Heidemarie Mundlos, Vorsitzende 
des Deutschen Elternvereins, 
Braunschweig 

• Dr. Andreas Schleicher, Stellvertr. 
Leiter des Referates Bildungssta- 
tistik der OECD, Paris 

• Stefan Schiede, Bildungspoliti- 
scher Sprecher der CDU Berlin 

• Andreas Trampf-Jahning, Leiter 
des Ev. Privatgymnasiums, Berlin- 
Grunewald. 

Am 20.10. 1999 fand in der Bonner 
CDU-Bundesgeschäftsstelle eine 
Anhörung zum Thema „Modernisie- 

rung der Weiterbildung" mit folgen- 
den Experten statt: 

• Prof. Dr. Anke Hanft, Zentrum für 
Weiterbildungsmanagement, Uni- 
versität Koblenz-Landau 

• Hans-Ulrich Nordhaus, Referatslei- 
ter Abt. Bildung/DGB-Bundesvor- 
stand, Berlin 

• Dr. Volker Otto, Hauptgeschäfts- 
führer des Deutschen Volkshoch- 
schul-Verbandes, Bonn 

• Dr. Edgar Sauter, Leiter der Abtei- 
lung Struktur und Ordnung in der 
beruflichen Bildung beim Bundes- 
institut für Berufsbildung, Bonn, 
sowie Frau Christel Alt, Stellv. Lei- 
terin der Abteilung Lehr- und Lern- 
prozesse/Didaktik in der Aus- und 
Weiterbildung beim Bundesinstitut 
für Berufsbildung, Bonn 

• Dr. Stavros Stavrou, Stellv. Direk- 
tor des Europäischen Zentrums 
zur Förderung der Berufsbildung 
(CEDEFOP), Thessaloniki 

• Heike Weidmann, Abteilungsleite- 
rin Weiterbildung beim DIHT, Bonn 

Am 11.11.1999 fand bei der 
Robert Bosch GmbH in Gerlingen- 
Schillerhöhe eine Anhörung zum 
Thema „Modernisierungsimpulse fUr 

die berufliche Bildung" mit folgende^ 
Experten statt: 
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• OStD Sigrid Birk, Leiterin der 
. Mathias-Erzberger-Schule, Biberach 

• OstD Rolf Dörflinger, Leiter der 
Balthasar-Neumann-Schule I, 
Bruchsal 

• Horst Kowalak, Leiter der Abtei- 
lung Bildung, DGB-Bundesvor- 
stand, Berlin 

• Dr. Günter Lambertz, Referat für 
Ausbildungsförderung und Berufs- 
schulen, Deutscher Industrie- und 
Handelstag, Bonn 

• Dr. Hermann Scholl, Vorsitzender 
der Geschäftsführung der Robert 
Bosch GmbH, Stuttgart 

• Karl Speiberg, Leiter der Abteilung 
Bildungspolitik, Zentralverband 
des Deutschen Handwerks, Berlin 

• Prof. Hans-Joachim Windel, Direk- 
tor der Berufsakademie Mannheim 

Arn 8.12. 1999 fand in der Weima- 
^er Weimarhalle eine Anhörung zum 
Jnema „Weiterentwicklung der 
Hochschulen" mit folgenden Exper- 
ten statt: 

Prof. Dr. Gerhard Ackermann, Prä- 
sident der Technischen Fachhoch- 
schule Berlin 

Dr. Michael Hartmer, Geschäfts- 
führer des Deutschen Hochschul- 
verbandes, Bonn 

Dr. Dieter Jahn, Abteilungsdirektor 
Forschung der BASF AG, Ludwigs- 
hafen 

Dr. Josef Lange, Generalsekretär 
der Hochschulrektorenkonferenz, 
Bonn 

Dr. Rudolf Pörtner, Vorsitzender 
des Förderungsausschusses des 
Deutschen Studentenwerks, Dres- 
den 

Alfred Post, Kanzler der Techni- 
schen Universität Dresden 

Prof. Dr. Georg Sandberger, Kanz- 
ler der Eberhard-Karls-Universität 
Tübingen 

Prof. Dr. Jacob de Smit, Rektor der 
European Business School, 
Oestrich-Winkel • 
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Generalsekretärin Angela Merkel 
macht darauf aufmerksam: Frist für die Einreichung 
von Ergänzungs- und Änderungsanträgen an den 
bevorstehenden Parteitag in Essen ist 

Montag, 13. März 2000, 24.00 Uhr. 

Die Anträge sind bei der Bundesgeschäftsstelle in 
Bonn einzureichen. Bitte beziehen Sie sich bei Ihren 
Anträgen auf die Ziffern und Absätze des Ausgangs- 
antrages. Es würde die Bearbeitung Ihrer Anträge 
sehr erleichtern, wenn sie als Datenbestand einge- 
reicht werden könnten. 

UiD-DOKUMENTATION - Verantwortlich: Axel König, Konrad-Adenauer-Haus, 53113 ß°° 
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